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Text 

Verwendung und Beschäftigung von Kindern bei öffentlichen Schaustellungen 

§ 6. (1) Der Landeshauptmann kann die Verwendung von Kindern bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und sonstigen Aufführungen sowie bei Foto-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen 
bewilligen. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn 

 1. ein besonderes Interesse der Kunst, der Wissenschaft oder des Unterrichts vorliegt oder es sich um 
Werbeaufnahmen handelt und 

 2. die Beschaffenheit und Eigenart der betreffenden Beschäftigung es rechtfertigen. 

Die Verwendung von Kindern in Varietes, Kabaretts, Bars, Sexshops, Tanzlokalen, Diskotheken und ähnlichen 
Betrieben darf nicht bewilligt werden. 

(2) Der Landeshauptmann kann die Bezirksverwaltungsbehörden ermächtigen, die Bewilligung zur 
Verwendung von Kindern nach Abs. 1 zu erteilen, wenn es sich nicht um erwerbsmäßige Aufführungen handelt. 

(3) Der Landeshauptmann und im Falle des Abs. 2 die Bezirksverwaltungsbehörden haben vor Erteilung der 
Bewilligung das Einvernehmen mit den zuständigen Schulbehörden herzustellen, wenn es sich um 
schulpflichtige Kinder handelt. Handelt es sich um erwerbsmäßige Aufführungen, so hat der Landeshauptmann 
auch das nach dem Standort des Betriebes zuständige Arbeitsinspektorat zu hören. 

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn der gesetzliche Vertreter des Kindes schriftlich zustimmt. 
Bei erwerbsmäßigen Aufführungen muß die körperliche Eignung des Kindes für die Beschäftigung amtsärztlich 
festgestellt sein. Im Falle der Beschäftigung bei Film- und Fernsehaufnahmen oder vergleichbaren Aufnahmen 
darf die Bewilligung nur erteilt werden, wenn das Gutachten eines Facharztes für Augenheilkunde bescheinigt, 
daß gegen eine solche Beschäftigung keine Bedenken bestehen. 

(5) Die Bewilligung kann für eine bestimmte Aufführung oder jeweils für einen begrenzten Zeitraum erteilt 
werden. Handelt es sich um erwerbsmäßige Aufführungen, so sind in den Bewilligungsbescheid Bestimmungen 
über Dauer und Lage der Arbeitszeit und der Ruhepausen und über etwaige Sonn- und Feiertagsarbeit 
aufzunehmen. Diese Bedingungen hat das zuständige Arbeitsinspektorat dem Landeshauptmann in der 
gutächtlichen Äußerung (Abs. 3) bekanntzugeben. 

(6) Der Landeshauptmann hat Abschriften seiner Bewilligungsbescheide der nach dem Beschäftigungsort 
des Kindes zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu übermitteln. Bei erwerbsmäßigen Aufführungen hat der 
Landeshauptmann eine weitere Bescheidabschrift dem örtlich zuständigen Arbeitsinspektorat zu übermitteln. 

(7) Die Verwendung von Kindern bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und sonstigen 
Aufführungen, die von der Schule oder einer Schulbehörde veranstaltet werden, bedarf der Bewilligung im Sinne 
der Abs. 1 bis 6 nicht. In diesen Fällen ist die schriftliche Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Kindes 
erforderlich. 

(8) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 71/2013) 


